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Allgemeine Geschäftsbedingungen für Generalunternehmerverträge 
 

der SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co. KG,  
Erna-Eckstein-Str. 6, 40225 Düsseldorf 

und 
der SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co.KG, ebenda 

 
 
Die nachstehenden Allgemeinen Vertragsbedingungen gelten bei jeder Beauftragung von Bauleistungen für das Ver-
tragsverhältnis zwischen der SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co. KG bzw. der SWD Städt. 
Wohnungsbau-GmbH & Co.KG (nachstehend „Auftraggeber“ genannt) und einem Generalunternehmer (nachstehend 
„Auftragnehmer“ genannt). 
  
  
§ 1 Vertragsbestandteile  
  
1. Angebotsbedingungen sowie sonstige Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers, Vorverträge oder 

sonstige nicht im Verhandlungsprotokoll oder dessen Anlagen aufgeführte Unterlagen werden weder Inhalt noch 
Bestandteil des Vertrages. 

 
2. Die im Verhandlungsprotokoll und dessen Anlagen aufgeführte Reihenfolge der Vertragsunterlagen ist zugleich 

deren Rangfolge im Fall von Widersprüchen, Unstimmigkeiten und Unklarheiten, die sich zwischen den Vertrags-
bestandteilen ergeben sollten. Ein Widerspruch besteht nur dann, wenn Anforderungen und/oder Leistungen in 
den Vertragsbestandteilen unterschiedlich definiert sind. 

 
3. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Vertragsbestandteile mit der Sachkunde eines erfahrenen Generalunter-

nehmers auf Widersprüche, Unstimmigkeiten und Unklarheiten zu prüfen und den Auftraggeber für den Fall, dass 
Widersprüche oder sonstige Unstimmigkeiten und Unklarheiten vorliegen, so rechtzeitig vor der Ausführung der 
betroffenen Leistungen hierüber schriftlich zu informieren, dass keine terminlichen Verzögerungen in der Bauaus-
führung entstehen. Etwaige Widersprüche oder sonstige Unstimmigkeiten und Unklarheiten in der Leistungsbe-
schreibung und Planung haben die Vertragsparteien möglichst umgehend nach der Information durch den Auf-
tragnehmer einer Klärung zuzuführen und über die Art und den Umfang der tatsächlich geforderten Leistungen zu 
entscheiden. 

  
  
§ 2 Leistungsumfang 
 
1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, das Bauvorhaben nach Maßgabe der vertraglichen Bestimmungen schlüs-

selfertig, funktionsbereit und termingerecht zu errichten. 
 
2. Zu den Leistungen des Auftragnehmers gehört es, die ihm für die Ausführung der Arbeiten bereits übergebenen 

sowie etwaige, nach Vertragsschluss übergebenen Pläne, Zeichnungen und sonstige Unterlagen auf ihre sachli-
che, maßliche sowie technische Vollständigkeit und Richtigkeit hin zu überprüfen. 

 
3. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle für die Ausführung seiner Vertragsleistung erforderlichen Massen und Leis-

tungen vor Vertragsabschluss eigenverantwortlich zu prüfen und ermitteln. 
 
4. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, vom Auftraggeber abgerufene Leistungen, die in Bedarfs-

positionen/Eventualpositionen oder Wahlpositionen/Alternativpositionen beschrieben sind, auszuführen. Der Auf-
traggeber soll die Bedarfs-/Eventualpositionen so rechtzeitig beim Auftragnehmer abrufen, dass die Erbringung 
der übrigen Leistungen nicht eingeschränkt oder behindert wird. 

 
5. Der Auftragnehmer hat Leitungen sowie deren Verlauf im Erdreich und in Bauteilen festzustellen und diese zu 

schützen. Ausgewiesene Leitungs-Schutzstreifen im Erdreich sind zu schonen. 
 

Soweit für die Bauausführung erforderlich, hat der Auftragnehmer vorhandene Leitungen und Kanäle zu verlegen. 
Soweit diese Leistungen aus den Vertragsbestandteilen und Informationen bei Vertragsschluss erkennbar sind, 
werden diese vom Pauschalfestpreis umfasst. 

 
6. Die vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen umfassen auch die Lieferung und den rechtzeitigen ge-

brauchsfertigen Einbau der Ver- und Entsorgungsleitungen sowie der Medienanschlüsse. Der Auftragnehmer ist 
verpflichtet, die Kanal- und Leitungsanschlüsse an die vorhandene öffentliche Erschließung vorzunehmen.  
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Die Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch einschließlich der Anschlussgebühren der Versorgungs-
träger trägt der Auftraggeber. 

 
7. Der Auftragnehmer hat die erforderliche Altlastenentsorgung und Dekontamination auf seine Kosten zu über-

nehmen, soweit diese sich für einen erfahrenen Generalunternehmer aus dem Baugrundgutachten sowie aus 
dem Bericht über die Grundwasser- und die Altlastenuntersuchung konkret ergeben. Der Auftraggeber übernimmt 
auf seine Kosten die Beprobung und Entsorgung von Altlasten/Kontaminationen, soweit diese nicht dem Bau-
grundgutachten sowie dem Bericht über die Grundwasser- und Altlastenuntersuchung zu entnehmen sind.  

 
Sollte der Auftragnehmer bei der Ausführung seiner Leistung kampfmittelverdächtige Gegenstände finden, hat er 
die Arbeiten sofort zu unterbrechen und die zuständigen Behörden zu verständigen. In Abstimmung mit diesen 
Behörden und nach entsprechender Beauftragung durch den Auftraggeber hat der Auftragnehmer auf Kosten des 
Auftraggebers den Boden erneut zu untersuchen und etwaige Kampfmittel zu beseitigen. 
 
Der Auftragnehmer hat nachzuweisen, dass er im Zuge der Bauausführung kontaminierte und sonstige umwelt-
gefährdende Materialien entsprechend den geltenden Vorschriften entsorgt hat. 

  
  
§ 3 Ausführung der Leistung, Beauftragte und Vertreter 
 
1. Die Lieferungen und Leistungen des Auftragnehmers zur kompletten Herstellung des Vertragsobjekts haben den 

anerkannten Regeln der Technik/Baukunst und der gewerblichen Verkehrssitte zu entsprechen. Der Auftrag-
nehmer hat nur solche Baustoffe, Materialien, technische Einrichtungen und Ausführungsmethoden zu verwen-
den, die nachhaltig und ressourcenschonend, nicht gesundheitsgefährdend oder gesundheitsbeeinträchtigend 
sind und insbesondere keine negativen Auswirkungen auf die speziellen Nutzungsformen des Bauvorhabens ha-
ben. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber auf dessen Anforderung die Herkunft und Beschaffen-
heit der von ihm verwendeten Baustoffe und Bauteile, deren Güteüberwachung und deren bautechnische Zuläs-
sigkeit nachzuweisen. Der Auftragnehmer hat seine Leistungen nach den vom Auftraggeber freigegebenen Plänen 
und Unterlagen auszuführen. 

 
2. Der Auftragnehmer hat die Baustelle vor Baubeginn so rechtzeitig zu besichtigen und auf eventuelle Hindernisse 

bzw. Baubehinderungen für die Ausführung seiner vertraglichen Leistungen hin zu untersuchen. Er hat dem Auf-
traggeber unverzüglich mitzuteilen, welchen Zustand er vorgefunden hat und welche Hindernis-
se/Baubehinderungen aus seiner Sicht bis zum Baubeginn beseitigt werden müssen bzw. welche Maßnahmen 
sonst erforderlich sind, um den Baubeginn und die Durchführung der vertraglichen Leistungen sicherzustellen. 
Eine besondere Vergütung hierfür erhält der Auftragnehmer nicht. 

 
3. Die in den Vertragsbestandteilen festgelegten Fabrikate und Materialien sind vom Auftragnehmer zu verwenden, 

es sei denn, der Auftraggeber stimmt der Verwendung technisch gleichwertiger oder abweichender, nachhaltiger 
und ressourcenschonender Fabrikate und Materialien zu. 

 
4. Auf Grundlage eines Bemusterungskonzepts des Auftragnehmers werden die einzubauenden Bauteile, Materia-

lien und Baustoffe von den Vertragsparteien bemustert. Hierbei sind alle Muster so rechtzeitig vorzulegen, dass 
für den Auftraggeber keine Verzögerung in der Bauausführung entsteht. 
Muster dienen ausschließlich der Entscheidungsfindung und dürfen nicht für die Errichtung des Bauwerks verwen-
det werden. 

 
5. Die Bauleitung für die Ausführung der vertraglichen Lieferungen und Leistungen liegt beim Auftragnehmer. Der 

Auftragnehmer hat darüber hinaus den verantwortlichen deutschsprachigen Bauleiter im Sinne der Bauordnung 
für das Land Nordrhein–Westfalen zu stellen. 

 
6. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, ein Bautagebuch mit täglichen Bautagesberichten zu führen und dem Auftrag-

geber bzw. dessen beauftragten Architekten/Bauüberwacher wöchentlich Durchschriften zu übergeben. Der Auf-
traggeber sowie sein beauftragter Architekt/Bauüberwacher können jederzeit Einsicht in das Bautagebuch neh-
men und die Aushändigung von Durchschriften verlangen. Die Bautagebücher müssen alle für die Vertragsleistung 
und Abrechnung relevanten Angaben enthalten. 

 
7. Der Auftragnehmer hat in regelmäßigen Abständen Baubesprechungen anzusetzen und durchzuführen. An diesen 

Baubesprechungen hat ein ausreichend informierter und bevollmächtigter Vertreter des Auftragnehmers teilzu-
nehmen. 
Die Baubesprechungen sind als Protokoll schriftlich zu dokumentieren und von den Beteiligten gegenzuzeichnen. 
Berechtigte Einwände sind rechtzeitig anzuzeigen. 



 

F4b_AGB für GU 2026 
Stand: 11.06.2026 3 von 10   

               
  

Das Protokoll ist daraufhin zu ergänzen und als Endfassung an die Beteiligten und dem AG zu verteilen. 
 
8. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die notwendigen Versuchsläufe und Inbetriebsetzungen aller technischen 

Anlagen und Maschinen vor der Abnahme durchzuführen und hierbei dem Auftraggeber Gelegenheit zur Teil-
nahme zu geben. Der Auftragnehmer hat das Bedienungspersonal des Auftraggebers und/oder der künftigen Nut-
zer in die Bedienung aller technischen Anlagen und Maschinen rechtzeitig einzuweisen. 

 
Der Auftragnehmer hat dafür Sorge zu tragen, dass während der gesamten Ausführungszeit qualifiziertes, 
deutschsprachiges Führungspersonal in ausreichender Anzahl zur Betreuung des Bauvorhabens zur Verfügung 
steht.  
Die als Projektleiter und/oder Bauleiter Beauftragten des Auftragnehmers sind, soweit nichts anderes vereinbart 
wird, nicht ermächtigt oder bevollmächtigt, termin- und/oder kostenrelevante Entscheidungen zu treffen. 

  
  
§ 4 Änderung des Vertrages und Vergütungsanpassung 
 
1. Das Recht des Auftraggebers zur Anordnung geänderter oder zusätzlicher Leistungen bestimmt sich ausschließ-

lich nach § 1 Abs. 3 bzw. Abs. 4 VOB/B. Eine Änderung, die zur Erreichung des vereinbarten Werkerfolgs nicht 
notwendig ist, kann er jedoch nur verlangen, wenn dem Auftragnehmer die Ausführung zumutbar ist. 

 
2. Sofern der Auftraggeber Leistungsänderungen oder zusätzliche Leistungen wünscht, hat der Auftragnehmer in-

nerhalb von 6 Werktagen ein schriftliches, prüfbares Angebot vorzulegen, aus dem sich ergibt, zu welcher Kos-
tenerhöhung oder Kostenersparnis die Änderungswünsche des Auftraggebers führen. Die Erstattung der Kosten 
für die Angebotserstellung kann der Auftragnehmer nicht verlangen. 

 
3. Die Vergütung für die geänderten oder zusätzlichen Leistungen bestimmt sich - vorbehaltlich einer 

anderslautenden Nachtragsvereinbarung - gemäß § 2 Abs. 5 bzw. Abs. 6 VOB/B nach den tatsächlich erforder-
lichen Kosten zuzüglich angemessener Zuschläge für allgemeine Geschäftskosten und Wagnis und Gewinn. Der 
Auftragnehmer kann zur Berechnung der Vergütung für den Nachtrag auf die Ansätze in einer vereinbarungsge-
mäß hinterlegten Urkalkulation zurückgreifen. Dabei ist auch ein eventueller Preisnachlass zu berücksichtigen. 

 
4. Verschiebt sich die Ausführung der Leistung durch eine Ursache aus dem Risikobereich des Auftraggebers in eine 

ungünstigere Jahreszeit und ordnet der Auftraggeber daher hauptvertraglich nicht geschuldete Leistungen (z.B. 
Winterbaumaßnahmen) an, kann der Auftragnehmer für den damit verbundenen Mehr-/Minderaufwand entweder 
die tatsächlich erforderlichen Kosten zuzüglich angemessener Zuschläge für allgemeine Geschäftskosten und 
Wagnis und Gewinn verlangen oder zur Berechnung der Vergütung für den Nachtrag auf die Ansätze in einer 
vereinbarungsgemäß hinterlegten Urkalkulation zurückgreifen. 

 
 
§ 5 Mitwirkung des Auftraggebers 
 
Dem Auftraggeber bzw. dessen beauftragten Architekten/Bauüberwacher obliegt es, alle vom Auftragnehmer nach 
diesem Vertrag zu erstellende Pläne, Zeichnungen und sonstigen Unterlagen innerhalb einer angemessenen Frist zur 
Ausführung freizugeben. Diese Freigabe des Auftraggebers entbindet den Auftragnehmer nicht von seiner Verpflich-
tung zur Erbringung einer vertragsgemäßen Leistung. Die Freigabe entbindet den Auftragnehmer nicht von seiner 
planerischen Verantwortung, sondern dokumentiert vielmehr, dass der Planungsinhalt den Vorgaben des Auftragge-
bers prinzipiell entspricht. 
 
Es ist die alleinige Verpflichtung des Auftragnehmers, die von ihm geschuldeten Pläne, Zeichnungen und sonstigen 
Unterlagen vertragsgerecht zu erstellen. 
 
 
§ 6 Ausführungsfristen 
 
1. Es gelten die im Verhandlungsprotokoll genannten Fristen. Diese und als solche gekennzeichneten Fristen und 

Termine sind verbindliche Vertragsfristen im Sinne des § 5 Abs. 1 VOB/B.  
 
2. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber bzw. dem von ihm beauftragten Architekten/Bauüberwacher jede vo-

raussichtliche, sich anbahnende oder bereits eingetretene Verzögerung nebst ihren Gründen unverzüglich in Text-
form mitzuteilen. 
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3. Der Auftragnehmer kann eine Verlängerung der verbindlichen Vertragsfristen nur verlangen, soweit er die Frist-
/Terminüberschreitung nicht zu vertreten hat. Der Auftragnehmer hat darzulegen und zu beweisen, dass eine 
eventuelle Terminüberschreitung nicht durch ihn zu vertreten ist. 

 
 
 § 7 Vertragsstrafen 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, gilt folgende Vertragsstrafen Regelung: 
 
1. Gerät der Auftragnehmer mit der Erfüllung seiner Leistungen an einem oder mehreren Zwischenterminen in Ver-

zug, so ist er verpflichtet, für jeden Werktag des Verzugs 0,1 %, höchstens jedoch 5 % der anteiligen Nettoauf-
tragssumme für den bis zu den betroffenen Zwischenterminen geschuldeten Bautenstand zu zahlen. 

 
2. Gerät der Auftragnehmer mit der Erfüllung seiner Leistungen am Endtermin in Verzug, so hat er für jeden Werktag 

des Verzugs 0,1 % der Nettoauftragssumme, höchstens jedoch 5 % der Nettoauftragssumme zu zahlen. 
 
3. Vertragsstrafen wegen Überschreitung von Zwischenterminen werden bei Überschreitung nachfolgender Zwi-

schenterminen und/oder des Endtermins angerechnet, sodass eine Kumulierung der einzelnen Vertragsstrafen 
über die in Ziffer 1 und/oder 2 benannten Höchstbeträge hinaus ausgeschlossen ist. Bereits verwirkte Vertrags-
strafen wegen Überschreitungen von Zwischenfristen entfallen nachträglich, wenn der Auftragnehmer den End-
termin einhält. 

 
4. Die insgesamt nach diesem Vertrag zu verwirkende Vertragsstrafe beträgt maximal 5 % der Nettoauftragssumme, 

die in den vorstehenden Ziff. 1 und Ziff. 2 genannten Höchstbeträge gelten daher nicht jeder für sich. 
 
5. Der Auftraggeber kann sich Vertragsstrafen Ansprüche bis zur Fälligkeit der Schlussrechnung vorbehalten. 
 
6. Weitergehende Schadensersatzansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. Die Vertragsstrafe wird auf sol-

che Schadensersatzansprüche angerechnet. 
 
7. Soweit sich Vertragsfristen aufgrund berechtigter Bauzeitverlängerungsansprüche des Auftragnehmers verschie-

ben oder wenn Vertragsfristen einvernehmlich neu festgelegt werden, gilt, die Vertragsstrafen Regelung auch für 
die neuen Termine. Eine neue Vereinbarung zu Vertragsstrafen ist nicht notwendig. 

 
 
§ 8 Vergütung 
 
1. Der Auftragnehmer erhält für die schlüsselfertige und funktionsbereite Ausführung des Vertragsobjekts einen pau-

schalen Festpreis. 
 
2. Der Pauschalfestpreis ist für die Erstellung des Vertragsobjekts für die gesamte Bauzeit fest vereinbart. 
 
3. Durch den Pauschalfestpreis werden alle Leistungen abgegolten, die zur rechtzeitigen, funktionsgerechten und 

schlüsselfertigen Herstellung des Vertragsobjekts erforderlich sind. 

 
§ 9 Abrechnung und Zahlung 
 
1. Abschlagszahlungen auf den Pauschalfestpreis erfolgen nach dem leistungsbezogenen Zahlungsplan gemäß 

Baufortschritt bei termin- und ordnungsgemäßer Erfüllung der im Bauzeitenplan beschriebenen Leistungsstände. 
Zur Bestimmung der Abschlagszahlung ist der tatsächlich erbrachte Leistungsstand maßgeblich, den der Auftrag-
nehmer durch Vorlage von Aufmaßen, bzw. durch zuvor anderweitig vereinbarte Dokumentation des jeweiligen 
Leistungsstandes nachzuweisen hat. 

 
2. Abschlagszahlungen werden spätestens 18 Werktage nach Zugang der prüffähigen Rechnung und des Erreichens 

des tatsächlichen Leistungsstandes vom Auftraggeber geleistet. 
 
3. Die Schlussrechnung ist innerhalb von vier Wochen nach Fertigstellung der Leistung und Abnahme mit allen not-

wendigen Unterlagen in prüfbarer Form in dreifacher Ausfertigung und dem Ausweis der Mehrwertsteuer dem 
Auftraggeber und dem vom Auftraggeber beauftragten Architekten/Bauüberwacher zuzuleiten. In der Schluss-
rechnung sind die bisher geleisteten Abschlagszahlungen nochmals einzeln aufzuführen. 
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4. Der Anspruch auf Schlusszahlung wird 60 Tage nach Abnahme und Zugang der prüffähigen Schlussrechnung 
fällig.  

 
5. Der Auftraggeber ist berechtigt, einen Sicherheitseinbehalt in Höhe von 5 % der geprüften Bruttoschlussrech-

nungssumme in Abzug zu bringen. Der Sicherheitseinbehalt gilt für eine Verjährungsfrist für Mängelansprüche von 
fünf Jahren als vereinbart. Der Auftragnehmer kann den Sicherheitseinbehalt durch eine entsprechende Bürg-
schaft gemäß den Bestimmungen in § 13 ablösen. Für den Sicherheitseinbehalt gilt § 17 VOB/B. 

 
6. Für den Fall einer Mehrwertsteueränderung verpflichtet sich der Auftragnehmer auf Wunsch des Auftraggebers, 

wirtschaftlich abgrenzbare Teile der von ihm geschuldeten und erbrachten Leistungen abzurechnen und hierfür 
jeweils Rechnungen mit gesondert ausgewiesener Mehrwertsteuer zu stellen. Die Abrechnung und Vergütung der 
Mehrwertsteuer haben jedoch vorrangig und in jedem Fall nach den gesetzlichen Bestimmungen zum Zeitpunkt 
der Fälligkeit zu erfolgen. 

 
7. Der Auftragnehmer hat im Hinblick auf das Gesetz zur Eindämmung illegaler Beschäftigung im Baugewerbe (Bau-

abzugsteuer) eine gültige Freistellungserklärung gemäß § 48 b Einkommensteuergesetz (EStG) im Original oder 
als beglaubigte Kopie vorzulegen. Liegt eine gültige Freistellungserklärung gemäß § 48 b EStG bei Fälligkeit von 
Forderungen aus Abschlagsrechnungen oder der Schlussrechnung nicht vor, hat der Auftraggeber 15 % der je-
weils fälligen Zahlung gemäß §§ 48 ff EStG als Steuerabzug vorzunehmen. Diesen Steuerabzug muss der Auf-
tragnehmer als auf den Werklohn geleistet gegen sich gelten lassen. 

 
 
§ 10 Abnahme 
 
1. Der Auftraggeber nimmt die Vertragsleistung ab, sofern der Auftragnehmer das Werk vertragsmäßig hergestellt 

hat. Der Auftragnehmer hat die Abnahme der Leistung in Textform zu verlangen. Zwischen Abnahmeverlangen 
und Abnahmetermin müssen mindestens 2 Wochen liegen. 

 
2. Die Abnahme der Leistung des Auftragnehmers erfolgt förmlich. Die fiktive Abnahme gemäß § 12 Abs. 5 VOB/B 

ist - unbeschadet der Regelung in § 640 BGB - ausgeschlossen. Das Werk wird einheitlich abgenommen. Ein 
Anspruch auf Teilabnahme einzelner Teilleistungen besteht nicht. Die Abnahme wird weder durch eine frühere 
Benutzung, Inbetriebnahme oder behördliche Abnahme des Bauvorhabens noch durch die Mitteilung des Auftrag-
nehmers über die Fertigstellung der Vertragsleistung ersetzt. 

 
3. Für haustechnische Anlagen, deren volle und einwandfreie Funktionsfähigkeit erst nach Bezug bzw. Inbetrieb-

nahme des Bauvorhabens geprüft werden kann, ist, wenn die Anlage nach Bezug bzw. Inbetriebnahme im Nor-
malbetrieb drei Monate gearbeitet hat, eine weitere Bestätigung der Abnahmewirkung als Nachabnahme durch-
zuführen. Bis zur Nachabnahme verbleibt die Beweislast der Mängelfreiheit der vorgenannten haustechnischen 
Anlagen beim Auftragnehmer; die übrigen Abnahmewirkungen treten mit der Schlussabnahme des Bauvorhabens 
ein. 

 
4. Bei der Abnahme werden Auftraggeber und Auftragnehmer nach gemeinsamer Begehung ein schriftliches Proto-

koll anfertigen, das von beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen ist. Soweit in diesem Protokoll Mängel vorbe-
halten werden, trägt der Auftragnehmer insoweit weiterhin die Beweislast für die mangelfreie Leistungserbringung.  

 
5. Die Aufforderung zu einer Zustandsfeststellung gemäß § 650 g BGB (Zustandsfeststellung) hat schriftlich mit einer 

Frist von mindestens zwei Wochen zu erfolgen. Eine Zustandsfeststellung können sowohl der Auftragnehmer als 
auch der Auftraggeber verlangen. Die Ergebnisse sind aussagekräftig schriftlich zu protokollieren. Jede Partei 
trägt die Kosten der Zustandsfeststellung selbst.  

 
6. Soweit die Vertragsparteien im Bauverlauf technische Zustandsfeststellungen protokollieren, insbesondere für sol-

che Leistungen, die durch nachfolgende Bauleistung überdeckt oder einer nachfolgenden Prüfung entzogen wer-
den, ersetzen diese nicht die förmliche Endabnahme und stellen keine Teilabnahme dar. Diejenige Vertragspartei, 
die bei Abnahme vom protokollierten Zustand abweichende Tatsachen behauptet, trägt hierfür die Beweislast. 

 
7. Der Auftragnehmer hat zur Abnahme die Unterlagen gemäß Liste „Unterlagen und Nachweise zur Abnahme“ ge-

mäß der Regelung im Verhandlungsprotokoll vorzulegen. 
 

Sollten die vorgenannten Unterlagen bei Abnahme nicht im Original vorliegen, hat der Auftragnehmer die Abnah-
mebescheinigungen und Prüfatteste zu übergeben, aus denen hervorgeht, dass gegen die Inbetriebnahme des 
Vertragsobjekts keine Bedenken bestehen. 
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§ 11 Mängelansprüche/Verjährungsfristen 
 
1. Soweit nichts Abweichendes geregelt ist, schließen die Vertragsparteien das Rücktrittsrecht des Auftraggebers 

aus. 
 
2. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass das Werkvertragsrecht auch auf solche Leistungen des Auf-

tragnehmers Anwendung findet, die die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher Sachen zum 
Gegenstand haben. 

 
3. Die Mängelansprüche des Auftraggebers richten sich grundsätzlich nach der VOB/B, jedoch beträgt abweichend 

die Verjährungsfrist für Mängelansprüche für sämtliche Lieferungen und Leistungen 5 Jahre ab Abnahme, soweit 
nachfolgend nichts anderes geregelt ist. 

 
Für die nachfolgenden Ausführungsbereiche werden folgende Verjährungsfristen für Mängelansprüche vereinbart: 
 

- für Abdichtung gegen drückendes, nicht drückendes Wasser und Bodenfeuchte: 10 Jahre, 
- für Dichtigkeit des Daches und der Fassade: 10 Jahre, 
- für Teile von (insbesondere maschinellen und elektrotechnischen/elektronischen) Anlagen, bei denen die 

Wartung Einfluss auf die Sicherheit und Funktionsfähigkeiten hat: 2 Jahre, und, soweit ein Wartungsver-
trag mit dem Errichter der Anlage oder einem Fachunternehmen geschlossen und durchgeführt wird: 5 
Jahre. Die Vergabe der Wartungsleistung an Dritte hat keinen Einfluss auf die Gewährleistungsverpflich-
tung des Auftragnehmers. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem Auftraggeber spätestens drei Monate 
vor Bezugsfertigkeit des Gebäudes die Wartung im erforderlichen Umfang zu marktüblichen Bedin-
gungen bis zum Ende der Verjährungsfrist anzubieten.  

 
Die Verjährungsfristen für Mängelansprüche gelten auch für Mängelbeseitigungsleistungen. 

 
4. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Mängel während der Bauzeit sofort nach Kenntnisnahme, spätestens nach 

Aufforderung durch den Auftraggeber bzw. den vom Auftraggeber beauftragten Architekten/Bauüberwacher un-
verzüglich zu beseitigen. 

 
5. Der Auftraggeber kann Mängel auch bereits vor Abnahme auf Kosten des Auftragnehmers beseitigen lassen, 

wenn der Auftragnehmer der Aufforderung zur Mängelbeseitigung in einer vom Auftraggeber gesetzten angemes-
sene Frist nicht nachkommt. Eine Kündigung bedarf es nicht. 

  
  
§ 12 Gefahrtragung, Versicherung und Haftung 
 
1. Die Gefahrtragung richtet sich ausschließlich nach § 644 BGB. 
 
2. Der Auftragnehmer hat eine Bauleistungsversicherung abzuschließen. Die abzuschließenden/abgeschlossenen 

Versicherungen sind bis zur Übergabe und Fertigstellung des Bauvorhabens aufrecht zu erhalten. Der Abschluss 
und die Erfüllung dieser Verpflichtungen sind dem Auftraggeber vom Auftragnehmer vor Baubeginn unaufgefordert 
nachzuweisen. Jede Vertragspartei trägt die Kosten für die Prämie für die von ihr abzuschließen-
de/abgeschlossene Versicherung selbst. 

 
3. Der Auftragnehmer tritt hiermit die sich aus den abzuschließenden Versicherungsverträgen entstehenden Ansprü-

che sicherheitshalber an den Auftraggeber ab, der die Abtretung hiermit annimmt. Der Auftragnehmer ist jedoch, 
solange er die ihm obliegenden Verpflichtungen aus diesem Vertrag erfüllt, verpflichtet, alle Ansprüche im eigenen 
Namen geltend zu machen. 

 
Sofern gemäß Versicherungsvertrag eine Abtretung nicht zulässig ist, weist der Auftragnehmer hiermit die Versi-
cherungen unwiderruflich an, etwaige Zahlungen nur an den Auftraggeber zu leisten. 

 
4. Der Auftragnehmer kann sich in keinem Fall darauf berufen, nicht oder nicht ausreichend überwacht worden zu 

sein. 
 
5. Der Auftragnehmer haftet für alle schuldhaft verursachten Schäden aus der Einrichtung und/oder dem Betrieb der 

Baustelle, die dem Auftraggeber oder sonstigen Dritten zugefügt werden, und für solche Schäden, die durch Nicht-
beachtung behördlicher oder gesetzlicher Vorschriften/Auflagen entstehen. 
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Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber in den vorbeschriebenen Fällen aller eventuellen Schadens-
forderungen Dritter freizustellen. 

 

§ 13 Sicherheiten 
 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, gilt folgende Sicherheitenregelung:  
 
1. Als Sicherheit für die rechtzeitige Herstellung des Werks ohne wesentliche Mängel einschließlich etwaiger Nach-

tragsleistungen übergibt der Auftragnehmer dem Auftraggeber innerhalb von 18 Werktagen nach Vertragsschluss 
eine Vertragserfüllungsbürgschaft in Höhe von 10 % der Bruttoauftragssumme (Vertragserfüllungssicherheit). 

 
Die Vertragserfüllungsbürgschaft sichert insbesondere Ansprüche des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer 
aufgrund der Vorschriften des § 14 AEntG, § 13 MindLoG, § 28 a Abs. 3 a SGB IV und § 50 Abs. 3 SGB VII. Die 
Vertragserfüllungsbürgschaft sichert bis zum Zeitpunkt der Abnahme auch die bis dahin entstandenen Mängelan-
sprüche des Auftraggebers gemäß § 4 Abs. 7 VOB/B. Die bei der Abnahme vorbehaltenen Mängel hingegen sind 
ausschließlich Gegenstand der Bürgschaft für Mängelansprüche. Soweit der Auftragnehmer die Verpflichtung ge-
mäß Satz 1 nicht erfüllt hat, ist der Auftraggeber berechtigt, vom Guthaben des Auftragnehmers einen Betrag in 
Höhe der vereinbarten Sicherheit einzubehalten. Im Übrigen gilt § 17 Abs. 6 außer Nr. 1 Satz 1 VOB/B entspre-
chend. Die Bürgschaft muss nachfolgender Ziff. 3 entsprechen. 

 
2. Als Sicherheit für die bei der Abnahme vorbehaltenen Mängel und alle nach Abnahme entstehenden Mängelan-

sprüche behält der Auftraggeber 5 % der geprüften Bruttoschlussrechnungssumme ein (Mängeleinbehalt). Der 
Auftragnehmer kann den Mängeleinbehalt frühestens mit der Fälligkeit der Schlusszahlung Zug um Zug gegen 
Übergabe einer Bürgschaft für Mängelansprüche ablösen (Bürgschaft für Mängelansprüche). Der Auftragnehmer 
hat eine nicht verwertete Sicherheit für Mängelansprüche nach Ablauf der Verjährungsfrist für die Mängelansprü-
che zurückzugeben. Im Übrigen gilt § 17 Abs. 8 Nr. 2 Satz 2 VOB/B. Die Bürgschaft muss nachfolgender Ziff. 3 
entsprechen. 

 
3. Bürge muss ein in der Europäischen Union zugelassenes Kreditinstitut sein. Die Bürgschaftserklärungen müssen 

unwiderruflich, unbefristet und selbstschuldnerisch unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage (§ 771 Satz 1 
BGB) sein. In den Bürgschaften ist auf die Einreden aus § 770 BGB zu verzichten, auf die Einrede der Aufrechen-
barkeit jedoch nur so weit, wie die Gegenforderung des Auftragnehmers nicht unbestritten oder nicht rechtskräftig 
festgestellt ist. Der Verzicht auf die Einrede der Anfechtbarkeit der gesicherten Forderung gemäß § 770 Abs. 1 
BGB gilt zudem nur insoweit, wie die Anfechtbarkeit nicht aufgrund von Arglist oder widerrechtlicher Drohung im 
Sinne von § 123 BGB besteht. Die Hinterlegung muss ausgeschlossen sein. Es ist ferner vorzusehen, dass die 
Bürgschaftsansprüche nicht vor den gesicherten Ansprüchen verjähren. Als Gerichtsstand ist im kaufmännischen 
Geschäftsverkehr Düsseldorf zu vereinbaren. Für Streitigkeiten aus den Bürgschaften muss das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland Anwendung finden. 

 
4. Das Recht des Auftragnehmers, eine Sicherheit durch eine andere zu ersetzen, bleibt unberührt (§ 17 Abs. 3 

VOB/B). 
 

5. Macht der Auftragnehmer den Anspruch aus § 650 e BGB geltend, kann der Auftraggeber - anstelle der Einräu-
mung einer Sicherungshypothek oder Vormerkung - wahlweise auch Sicherheit durch Stellung einer Bankbürg-
schaft leisten. Eine etwa bereits zugunsten des Auftragnehmers eingetragene Vormerkung oder Sicherungshypo-
thek kann der Auftraggeber jederzeit durch Bankbürgschaft ablösen. Für diese Bürgschaft gilt Ziff. 3 entsprechend. 

 
§ 14 Kündigung 
 
1. Die Kündigung des Vertrags ist unter den Voraussetzungen der §§ 8 und 9 VOB/B und der gesetzlichen Bestim-

mungen möglich. 
 
2. Eine Teilkündigung gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 Satz 3 VOB/B muss sich auf einen abgrenzbaren Teil des geschuldeten 

Werks beziehen. 
 
3. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, nach erfolgter Kündigung die zur Fortsetzung der Planungsarbeiten erforderli-

chen Unterlagen unverzüglich an den Auftraggeber herauszugeben. 
 
4. Die Kündigung bedarf der Schriftform (§ 127 Abs. 2 BGB). 
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§ 15 Leistungsverweigerungs- und Zurückbehaltungsrecht 
 
1. Macht eine der Vertragsparteien ein Leistungsverweigerungsrecht oder Zurückbehaltungsrecht gelten, so ist sie 

verpflichtet, denjenigen Betrag zu beziffern, dessentwegen sie das Recht geltend machen will. Bestreitet die an-
dere Vertragspartei die Berechtigung der Geltendmachung des Leistungsverweigerungs- oder Zurückbehaltungs-
rechts, so ist sie berechtigt, die Geltendmachung durch Sicherheitsleistung in Höhe des bezifferten Betrags abzu-
wenden. Anstelle der Annahme der angebotenen Sicherheitsleistung kann der Auftragnehmer Zahlung verlangen, 
sofern er gleichzeitig -Zug um Zug - Sicherheit für einen etwaigen Rückzahlungsanspruch leistet. 

 
2. Die Sicherheit kann geleistet werden durch Hinterlegung oder Stellung einer Bürgschaft gemäß § 13 Ziff. 3. 
 
3. Die Kosten der Sicherheitsleistung sind nur in dem Umfang von der die Sicherheit stellenden Vertragspartei zu 

tragen, in dem die Geltendmachung des Leistungsverweigerungs- bzw. Zurückbehaltungsrechts unberechtigt war. 
Die verbleibenden Kosten der Sicherheitsleistung hat die die Sicherheit verlangende Vertragspartei zu tragen. 

 
4. Sämtliche zuvor genannten Bestimmungen gelten auch dann, wenn der Auftragnehmer den Vertrag wegen Ver-

zugs des Auftraggebers kündigen will und der Auftraggeber den Verzug bestreitet. Der Auftraggeber kann in die-
sem Fall die Kündigung durch Sicherheitsleistung abwenden. 

 
 
§ 16 Urheberrecht, Nutzung, Verwertung und Änderung der Planung und des Werks 
 
1. Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber das ausschließliche, unwiderrufliche und unbeschränkte Recht ein, 

Planungen und Unterlagen sowie sonstige vom Auftragnehmer erbrachte Leistungen für das Bauvorhaben ganz 
oder teilweise ohne Mitwirkung des Auftragnehmers auch bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags zu nutzen. 

 
2. Das übertragene Recht umfasst die Befugnis des Auftraggebers, sämtliche Planungen und Unterlagen sowie das 

Bauwerk zu ändern, zu nutzen oder zu verwerten. Der Auftraggeber kann dieses Recht auf Dritte übertragen. 
 
3. Die Gestaltung der Urheberrechtsbezeichnungen wird in das Ermessen des Auftraggebers gestellt, der das Recht 

zur Veröffentlichung unter Namensangabe des Auftragnehmers oder eines Dritten hat. Der Auftraggeber ist befugt, 
alle etwa unter Leistungsschutz stehenden Pläne und Unterlagen des Auftragnehmers oder eines Dritten zu ver-
werten, anderen mitzuteilen, selbst oder durch andere zu nutzen. 

 
4. Soweit der Auftragnehmer Dritte mit der Erbringung vertragsgegenständliche Leistungen beauftragt hat, gewähr-

leistet der Auftragnehmer dem Auftraggeber das uneingeschränkte Nutzungsrecht an diesen (gegebenenfalls ur-
heberrechtlich geschützten) Leistungen und verpflichtet sich, mit den Dritten entsprechende vertragliche Regelun-
gen zu vereinbaren. 

 
5. Durch die Übertragung der Nutzungsrechte bleibt das Urheberpersönlichkeitsrecht des Auftragnehmers oder des 

von ihm beauftragten Dritten unangetastet. 
 
6. Mit dem vereinbarten Pauschalpreis sind sämtliche Ansprüche des Auftragnehmers aus der Übertragung der Nut-

zung-, Verwertungs- und Änderungsrechte abgegolten. 
 
 
§ 17 Nachunternehmereinsatz  
 
1. Der Auftragnehmer kann vertraglich geschuldete Leistungen an qualifizierte, erfahrene und leistungsfähige Nach-

unternehmer vergeben. Der Auftraggeber ist berechtigt, sich vom Auftragnehmer solche Nachunternehmer für die 
einzelnen Gewerke vor der Ausschreibung der entsprechenden Leistungen benennen zu lassen und diese inner-
halb einer Woche nach der jeweiligen Benennung bei Vorliegen wichtiger Gründe abzulehnen. Soweit der Auf-
traggeber die möglichen Nachunternehmer nicht ablehnt, gilt dies als Zustimmung des Auftraggebers zum Einsatz 
dieser Nachunternehmer. 

 
2. Der Einsatz von Nachunternehmern entbindet den Auftragnehmer nicht von seiner alleinigen Verpflichtung gegen-

über dem Auftraggeber zur vollständigen Vertragserfüllung. 
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§ 18 Einhaltung von ausländer-, arbeits- oder sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen 
 
1. Der Auftraggeber hat darauf zu achten, dass bei der Erfüllung seiner vertraglichen Pflichten keine illegalen Ar-

beitskräfte beschäftigt werden und insbesondere das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit sowie ausländer-
, arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Vorschriften eingehalten werden. Er hat sicherzustellen, dass sämtli-
che Arbeitskräfte über die notwendigen behördlichen Genehmigungen verfügen und entsprechend versichert sind. 

 
2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Bestimmungen des Arbeitnehmerentsendegesetzes uneingeschränkt 

nachzukommen und insbesondere das Mindestentgelt an die Arbeitnehmer und die Beiträge an die Sozialkassen 
nach den gesetzlichen Vorschriften sowie den einschlägigen Tarifverträgen zu zahlen und die notwendigen An-
meldungen bei den zuständigen Behörden vorzunehmen. Diese Pflichten gelten auch für Nachunternehmer des 
Auftragnehmers. Deshalb wird der Auftragnehmer jedem seiner Nachunternehmer vorbeschriebene Pflichten auf-
erlegen und entsprechende Rechte zu seinen Gunsten bzw. zugunsten des Auftraggebers vertraglich vereinbaren. 
Der Auftragnehmer wird jeden der Nachunternehmer zu einer Weitergabe dieser Pflichten und Rechte für den Fall 
verpflichten, dass dieser seinerseits Nachunternehmer oder Leiharbeiter beauftragt. 

 
3. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dafür zu sorgen, dass keine Leiharbeitnehmer unter Verstoß gegen das Ar-

beitnehmerüberlassungsgesetz eingesetzt werden. 
 
4. Der Auftraggeber ist berechtigt, die sofortige Ablösung eines Nachunternehmers oder den sofortigen Abzug von 

Leiharbeitskräften zu verlangen, sofern und soweit der Nachunternehmer im Zusammenhang mit der Erbringung 
von Leistungen für das Projekt gegen ausländer-, arbeits- oder sozialversicherungsrechtliche Vorschriften oder 
das Arbeitnehmerentsendegesetz verstößt. Dem Auftragnehmer stehen in diesem Fall keine Ansprüche auf Scha-
densersatz, Verdienstausfall oder sonstige Zahlungen gegen den Auftraggeber zu. 

 
 
§ 19 Medienlieferungen und Abfallbeseitigung 
 
1. Soweit der Auftraggeber dem Auftragnehmer Baustrom und Bauwasser an einem zentralen Übergabepunkt zur 

Verfügung stellt, hat der Auftragnehmer die tatsächlichen Anschluss- und Verbrauchskosten zu tragen. 
 
2. Der Auftragnehmer ist täglich zur Beseitigung seines Bauschutts und seiner Abfälle und zum Aufräumen der Bau-

stelle verpflichtet. Kommt er dieser Verpflichtung trotz Fristsetzung nicht nach, kann der Auftraggeber den Bau-
schutt bzw. die Abfälle auf Kosten des Auftragnehmers beseitigen bzw. die Aufräumarbeiten auf Kosten des Auf-
tragnehmers durchführen lassen.  

  
 
§ 20 Abtretung 
 
1. Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, die ihm aus dem Vertrag zustehenden Forderungen an Dritte abzutreten. 
 
2. Der Auftragnehmer tritt seine Erfüllungs- und Mängelansprüche, die ihm gegen die von ihm beauftragten Nachun-

ternehmer zustehen, sicherheitshalber an den Auftraggeber ab, der die Abtretung annimmt. Die Abtretung umfasst 
auch künftige Sicherheiten. Die Ansprüche des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer werden durch die Abtre-
tung nicht berührt. Der Auftraggeber ermächtigt den Auftragnehmer bis zum Widerruf aus wichtigem Grund, die 
Erfüllungs- und Mängelansprüche im eigenen Namen gegenüber den Nachunternehmern geltend zu machen. Ein 
zum Widerruf berechtigender wichtiger Grund liegt vor, wenn der Auftragnehmer mit der Erfüllung der entspre-
chenden vertraglichen Ansprüche gegenüber dem Auftraggeber in Verzug ist oder die entsprechenden vertragli-
chen Ansprüche des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer nicht mehr bestehen. 

 
 

§ 21 Veröffentlichungen/Bauschild 
 
1. Sämtliche Veröffentlichungen über das Bauvorhaben oder zu einzelnen Bauleistungen sind nur nach schriftlicher 

Zustimmung des Auftraggebers zulässig.  
 
2. Für das Bauvorhaben wird für alle Gewerke eine gemeinsame Bautafel angefertigt und auf dem Baugrundstück 

aufgestellt. Größe, Gestaltung und Inhalt der Bautafel hat der Auftraggeber zu genehmigen. Die Kosten für die 
Anfertigung, das Aufstellen und der Unterhaltung der Bautafel trägt der Auftragnehmer. 
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3. Werbung gleich welcher Art ist auf dem Baugrundstück außerhalb des vom Auftragnehmer aufzustellen Bauschil-
des nur nach schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers erlaubt. Die üblichen Werbeträger auf Baugeräten oder 
ähnlichem sind genehmigt. 

 
 
§ 22 Schlussbestimmungen 
 
1. Sämtliche Anlagen, die dem Vertrag beigefügt sind, stellen, wie alle Unterlagen, auf die in dem Vertrag Bezug 

genommen wird, einen wesentlichen Bestandteil des Vertrags dar. 
 
2. Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen. Unbeschadet der besonderen Regelungen bei einer Leistungsan-

ordnung gemäß § 650 b BGB ist aus Beweisgründen für Änderungen und Ergänzungen des Vertrages einschließ-
lich Änderungen dieser Schriftformklausel die Schriftform zu wählen. 

 
3. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Vertragssprache ist Deutsch. 
 
4. Erfüllungsort ist der Ort des Bauvorhabens. Ausschließlicher Gerichtsstand im kaufmännischen Verkehr ist Düs-

seldorf. 
 


